Deutsdier Bundestag 
2.'Wahlperiode 
1953 


Drudtsadie 3287 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU, DP (FVP) 


Der Bundestag wolle besdiließen: 


Entwurf eines Sechsten Gesetzes 

zur Änderung des Bundesversorgungsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel I 


Änderung von Vorschriften des Bundes- 
Versorgungsgesetzes 

Das Gesetz über die Versorgung der 
Opfer des Krieges (Bundesversorgungsgesetz) 
in der Fassung vom 6. Juni 1956 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 469) wird wie folgt geändert: 

1. § 31 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Grundrente beträgt monat- 
lich bei einer Minderung der Erwerbs- 
fähigkeit 


um 30 vom Hundert 
um 40 vom Hundert 
um 50 vom Hundert 
um 60 vom Hundert 
um 70 vom Hundert 
um 80 vom Hundert 
um 90 vom Hundert 
bei Erwerbsunfähig- 
keit 


30 Deutsche Mark, 
38 Deutsche Mark, 
48 Deutsche Mark, 
55 Deutsche Mark, 
75 Deutsche Mark, 
95 Deutsche Mark, 
120 Deutsche Mark, 

140 Deutsche Mark. 


Die Grundrente erhöht sich für Schwer- 
beschädigte, die das fünfundsechzigste 
Lebensjahr vollendet haben, um 10 Deut- 
sche Mark.“ 


2. § 32 wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Die Ausgleichsrente erhöht sich 
für die Ehefrau (den Ehemann) und 
für jedes von dem Beschädigten (der 


Beschädigten) unterhaltene Kind bis 
zur Vollendung des achtzehnten Le- 
bensjahres, längstens jedoch bis zum 
Ablauf des Monats, in dem es sich 
verheiratet, um 25 Deutsche Mark. 
Sie kann in gleicher Weise nach Voll- 
endung des achtzehnten Lebensjahres 
erhöht werden für ein unverheiratetes 
Kind, das 

a) sich in der Schul- oder Berufsaus- 
bildung befindet, längstens bis zur 
Vollendung des fünfundzwanzig- 
sten Lebensjahres, 

b) bei Vollendung des achtzehnten 
Lebensjahres infolge körperlicher 
oder geistiger Gebrechen außer- 
stande ist, sich selbst zu unter- 
halten, solange dieser Zustand 
dauert. 

Im Fall der Unterbrechung der Schul- 
oder Berufsausbildung durch Erfül- 
lung der gesetzlichen Wehr- oder 
Ersatzdienstpflicht eines Kindes im 
Sinne des Satzes 2 Buchstabe a kann 
die Ausgleichsrente um den im Satz 1 
genannten Betrag auch für einen der 
Zeit dieses Dienstes entsprechenden 
Zeitraum über das fünfundzwanzigste 
Lebensjahr hinaus gewährt werden.“ 
b) Als neuer Absatz 4 wird eingefügt: 

„(4) Schwerbeschädigte, deren son- 
stiges Einkommen 35 Deutsche Mark 
monatlich nicht übersteigt, erhalten 
zur vollen Ausgleichsrente einen Zu- 
schlag in Höhe von 20 Deutschen 
Mark monatlich.“ 
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c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 
Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6. 
In ihm wird die Zahl „4“ durch die 
Zahl „5“ ersetzt. 

3. In § 33 Abs. 1 wird die Zahl „20“ durch 
die Zahl „25“ ersetzt. 

4. In § 34 a Abs. 1 wird die Zahl „25“ 
durch die Zahl „30“ ersetzt. 

5. § 40 erhält folgende Fassung: 

4 40 

Die Grundrente der Witwe beträgt 
65 Deutsche Mark monatlich; hat eine 
Witwe, die weder erwerbsunfähig ist 
noch für mindestens ein Kind im Sinne 
des § 41 Abs. 1 Buchstabe c zu sorgen 
hat, das vierzigste Lebensjahr noch nicht 
vollendet, so beträgt die Grundrente 
35 Deutsche Mark monatlich. 

6. § 41 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

a) In § 41 wird folgender neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Witwen, deren sonstiges Ein- 
kommen 25 Deutsche Mark monatlich 
nicht übersteigt, erhalten zur vollen 
Ausgleichsrente einen Zuschlag in 
Höhe von 15 Deutschen Mark monat- 
lich.“ 

b) Absatz 5 wird Absatz 6. 

7. In § 41 a Abs. 1 wird die Zahl „25“ 
durdi die Zahl „30“ ersetzt. 

8. § 45 Abs. 3 wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

a) In Buchstabe a wird das Wort „vier- 
undzwanzigsten“ durch das Wort 
„fünfundzwanzigsten“ ersetzt. 

b) Folgender Satz wird angefügt: 

„Im Fall der Unterbrechung der Schul- 
oder Berufsausbildung durch Erfüllung 
der gesetzlichen Wehr- oder Ersatz- 
dienstpflicht einer Waise im Sinne des 
Satzes 1 Buchstabe a kann die Waisen- 
rente für einen der Zeit dieses Dien- 
stes entsprechenden Zeitraum über das 
fünfundzwanzigste Lebensjahr hinaus 
gewährt werden.“ 

9. In § 46 wird die Zahl „15“ durch die 
Zahl „20“ und die Zahl „25“ durch die 
Zahl „30“ ersetzt. 


10. In § 50 wird hinter Absatz 1 als neuer 
Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ist die Voraussetzung, daß der 
Verstorbene der Ernährer gewesen ist 
oder geworden wäre, nicht voll erfüllt, so 
kann eine Elternbeihilfe gewährt wer- 
den.“ 

Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 
und Absatz 3 wird Absatz 4. 

11. § 51 erhält folgende neue Fassung: 

4 51 

(1) Die volle Elternrente beträgt mo- 
natlich 

bei einem Elternpaar 120 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 80 Deutsche Mark. 

(2) Elternrente ist nur Insoweit zu ge- 
währen, als sie zusammen mit dem son- 
stigen Einkommen folgende Monats- 
beträge nicht übersteigt: 

bei einem Elternpaar 180 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 120 Deutsche Mark. 

(3) Sind mehrere Kinder an den Fol- 
gen einer Schädigung gestorben, so er- 
höhen sich die Elternrenten (Absatz 1) 
und die Einkommensgrenzen (Absatz 2) 
für jedes weitere Kind 

bei einem Elternpaar 

um 15 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 

um 10 Deutsche Mark. 

Die Erhöhung wird auch gewährt für 
Kinder, die verschollen (§ 52) sind, sowie, 
wenn Ausschließungsgründe nicht vor- 
liegen, für Kinder, die infolge einer im 
Gewahrsam erlittenen Schädigung ge- 
storben sind (§§ 1, 2, 5 des Gesetzes über 
Hilfsmaßnahmen für Personen, die aus 
politischen Gründen in Gebieten außer- 
halb der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlins (West) in Gewahrsam ge- 
nommen wurden, vom 6. August 1955 
— Bundesgesetzbl. I S. 498). 

(4) Ist das einzige oder das letzte Kind 
oder sind alle Kinder an den Folgen einer 
Schädigung gestorben, so erhöhen sich, 
wenn es günstiger ist, die Elternrenten 
(Absatz 1) und die Einkommensgrenzen 
(Absatz 2) 

bei einem Elt^rnpaar 

um 50 Deutsche Mark, 
bei einem Elternteil 

um 35 Deutsdie Mark. 
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Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

(5) Die Elternbeihilfe darf zwei Drittel 
der Elternrente nicht übersteigen. 

(6) § 33 Abs. 2 Satz 1 und 6 finden 
Anwendung. Als sonstiges Einkommen 
gelten auch freiwillige Leistungen, die mit 
Rücksicht auf ein früheres Dienst- oder 
Arbeitsverhältnis oder eine frühere selb- 
ständige Berufstätigkeit oder als zusätz- 
liche Versorgungsleistung einer berufs- 
ständischen Organisation laufend gewährt 
werden, und zwar bei einem Elternpaar 
mit dem 15 Deutsche Mark monatlich 
übersteigenden Betrag. 

(7) Elternrenten werden auf volle 
Deutsche Mark aufgerundet. Ergeben 
sich Renten von weniger als 5 Deutsche 
Mark, so werden sie auf diesen Betrag 
erhöht.“ 

Artikel II 

Übergangsvorschriften 

Die Grundrente nach Artikel I Nr. 1, 5 
und 9, die Ausgleichsrenten, die nach Artikel I 
Nr. 2 erhöht werden, das Kindergeld nach 
Artikel I Nr. 4 und 7 sowie die Elternrenten 
nach Artikel I Nr. 11 werden von Amts 
wegen neu festgestellt. Im übrigen werden 


neue Leistungen, die sich aus diesem Gesetz 
ergeben, nur auf Antrag gewährt. Wird der 
Antrag binnen sechs Monaten nach Verkün- 
dung dieses Gesetzes gestellt und wird dem 
Antrag stattgegeben, so beginnt die Zahlung 
mit dem Monat, in dem die Voraussetzungen 
erfüllt sind, frühestens mit dem 1. Mai 1957. 

Artikel III 

Anwendung des Gesetzes auf Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 

Artikel IV 

Nichtanwendung des Gesetzes im Saarland 

Das Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel V 

Inkrafttreten 

Das Gesetz tritt am 1. Mai 1957 in Kraft. 

Bonn, den 14. März 1957 

Dr. Krone und Fraktion 

Dr. Schneider (Lollar) und Fraktion 
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